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A m t I i eh c r

Bekanntmaclnmgen des Königlichen Landraths-Amts.‘A.
Breslau, den 21. Juni 1878.

Polizei-Verordnung,
betreffend die Anlage und Errichtung von Vor-
rathshäusern und Räumen für Pulver und andere
Sprengstoffe, sowie die Anfbewahrung dieser Fa-
brikate, den Verkehr und den Handel mit denselben.

Auf Grund des § 76 der ProvinzialiOrdnung
vom 29. Juni 1875 und auf Grund des Gesetzes über
die Polizei-Verordnung vom ll. März 1850 wird
unter Zustimmung des Provinzinlraths und unter
Aufhebung der bestehenden diesfälligrn SpezialsVer-
ordnungser sur den Umfang der Provinz Schiefien
foigende PolizeisVerordnnng erlassen. _

I. Anlage und Einrichtung der Vorrathshäuser.
§ l. Die zur Ausbewahrung der bei dem Verg-

dnu und den der Aussicht der Landespolizeibehörden
unterstellten dergwirthschastlichen Antagen als Stein-

Nr. 232.

Orts, den 26. Juli 1878.
    

 
und Eisenerzgräbereien 2c. zu verwendenden Spreng- :
treffe-, Pulver, Dynannt, Lignose u. s. w. dienenden g
Vorrathshäuser derjenigen Geschäftsleute-, wenige mit
diesen Fadrikaten Handel treiben, müssen in einerj
Entfernung von mindestan einhundert Meter sowohl i
von allen mit Feuernngen versehenen oder zum Aufs ;
enthalte von Menschen dienenden Gebäuden als anch L
von öffentlichen Wegen und Eisenbahnen erbaut
werben.

§ 2. Ebenso dürfen Gebäude der vorbezeichne-
ten Art in einer geringeren Entfernung als 100 Meter
von dergleichen bereits vorhandenen Vorrathshäusern
nicht erbaut werden.

§ 3. Dagegen kann die Entfernung der Vor-
rathshäuser untereinander weniger als 100 Meter
betragen und ist im einzelnen Falle von der geneh-
migenden Behörde festzusetzen.

§ 4. Pulver und Dynamit oder andere Spreng-
stosfe dürfen nicht gemeinschaftlichen in einem und
demselben Gebäude, sondern nur in ganz getrennten
Gebäuden, je nach ihrer Art gesondert, aufbewahrt
werden, weil die Behandlung dieser verschiedenen
Stoffe ganz verschiedene Vorsichtsmaßregeln erfordert.
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Unter-irdische Ausbewahrungsräume sind nur auf rein
dergwirthschastlichen Anlagen, wie solche in der Po-
lizei-Verordnung vom 13. November 1875 von dem
Königlichen Ober-Bergarnte näher bezeichnet sind, zu
beschränken.

§ 5. Die Erlaubniß zur Errichtung der im §l
bezeichneten Vorrathshäuser ist bei der Landespolizeis
Behörde unter Beifügung einer erläuternden, zugleich
die Entfernung von den nächsten Gebäuden, öffent-
lichen Wegen und Eisenbahnen, sowie auch von ande-
ren etwa vorhandenen Vorrathshäufern ergebenden
Handzeichnung nachzusuxhen.

§ 6. Die Bau-Erlaubniß ist nur unter den
nichstehenden Bedingungen (§§ 6 bis 9) zu ertheilen:

l) die Umfassungswände der Vorrathshäuser miissen
massiv sein;

2) das Dach muß möglichst leicht, jedoch feuersirher
sein. Unter demselben darf, damit eine etwaige
Explosion sich nach oben richte, keine gewölbte
Decke sich befinden;

die seitwärts vom Eingange anzubringenden
Fenster sind nach außen stark zu vergittern und
nach innen mit Zinkblech beschlagenen Läden zu
versehen. Der Eingang muß aber so zu ver-
schließen sein, daß er von unbefugten nicht ohne
Anwendung von Gewalt geöffnet werden kann;

die Vorrathshäuser haben Erdumwallungen zu
erhalten, durch welche die obersten Dachsirsten
um mindestens einen Meter überragt werden«

Solche Umwallungen sind mit mindestens zwei
Meter Kronenbreite und einer äußeren mindestens
1,0fachen Böschung herzustellen Die innere Bö-
schung ist nöthigenfalls unter Zuhilfenahme einer
Stützwand so steil zu machen, daß sie mindestens
einer 0,5sachen Böschung entspricht. Die Stütz-
wand darf höchstens bis auf einen Meter unter
der Krone der Erdumwallung aufgeführt werden.

Der Zugang zum Vorrathshause durch die
Erdurnwallung muß entweder eine gebiochene
Linie bilden oder durch einen die Oeffnung völ-
lig deckendem Schutzwall gesichert werden;

3)

4)



5) jedes Borrjthshans muß mit einem frei ehenden
Blitzableiter und mit einer seine Be immung
deutlich angebenden Ausschrift versehen sein.
§ 7. 1. Sie zur Aufbewahrung von Pulver

dienenden Vorrathshäuser müssen zwei von einander
getrennte Abtheilungen enthalten, von denen die eine,
von außen zugängliche (der Borraum) zur Ver-thei-

lung des Pulvers, die daranstoßende, nur vom vor-

gedachten Borraume zugängliche Abtheilung dagegen

(die Pulverkammer) zur Ausbwahrung der Pulvervor-
räthe dient.

2. NUV ber erftgebachte Raum darf feitwärtß

vom äußeren Eingange Fenster- hart-en.

kammer darf Licht nur durch die geöffnete Thür bee

Vorraums erhalten. .
3. Alles Nagelwert im Pulverhause muß von

Kupfer, Zins oder Holz, der Schlüssel und die Riegel:

im Thürschlvß des inneren Raume-s von Brvnce oder

Messing fein, bie Thürangelii müssen mit Scheiben

von Messing oder Kupfer-, die eisernen Beschläge und

Schlösser-, überhaupt alles im inneren Lagerungsraum

vorhandene unumgängliche nöthige Eiseiiwerl, an
Stellen, wo es mit Eisen in Berührung kommen kann,

oder der Betretung ausgesetzt ist, mit Kupfer oder Zink-

bleih überzogen sein. _ _

Sie Thürschwellen nnd von Holz herzustellen und«

die Fußböden beider Abtheilungen mit Haardecken
zu belegen. .

§ 8. Die zur Aufbewahrungs von Dynamitufnd

sonstigen RitrosPräparaten dienenden Vorrath-Liban-
ser erfordern nur einen nach den gegebenen Vor-
schriften herzustellenden Ranm, weiche-r Licht nur durch

die geöffnete Thür erhalten barf.
§ 9. Die Genehmigung zur Erbauung von

Vorrathshäuserii vorbezeichneter Art ist ferner jeder-
zeit an die ausdrückliche Bedingung »Hu knüpfe-in daß

in denselben ——— fofern es dergwirthichaftliche im en-

geren Sinne sind —- höcifistens 100 Centner Pulver

und resp. 30 Ceniner anderer Sprengstoffe und sonst

nur höchstens 50 Centner Pulver und resp.»20 Centner

andere Sprengstoffe aufbewahrt weiden burfen.

II. Aufbewahrung und Behandlung der
Spreugstosfe.

§ 10. Die Aufbewahrung der Sprengstofse hat

ausschließlich in den von den Fabriken gelieferten
Behältnissen zu erfolgen.

§ 11. Hinsichtlich der Behandlung und Veraus-

gabung des Pulvers, sowie sonstiger stauberzeugender

oder trockener Sprengniittel gelten folgende besondere
Bestimmungen:

1) die Ausberaahrung des Pulvers erfolgt in Parteien

aus start geleimteni Papier, welche in holzernen

Behältern (Kisien, Fässer u. s. w.) und zwar fo,

daß sie deren ganzen Raum vollständig ausfüllen,
zu verpacken sind.

Die Behälter müssen mit hölzernen vdertupfem

nen Nägeln verschlagen sein und dürfen nie mehr

- als einen Centner enthalten; «

2) im Magazin müssen die Behälteran wenigstens
6 Zoll hohe Unterlagen oon Kreuzholz gestellt

Die Pulver-»
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werden, welche auf der Dielung gut zu befestigen,
es dürfen nie mehr als 5 Reihen übereinander
und nie mehr untereinander-, als nebeneinander
in einer Reihe gestellt werden. Für den Fall,
daß das Pulver in Tonnen oder Fässern sich be-
findet-, sind außerdem die Unterlagehölzer zur
Berhinderung des Auseinanderweichens der ersteren
an ihren Enden mit gehörig eingezapften Quer-
Verbindungen und Ständerungen zu versehen-
Zwischen jeder Behälter-Reihe und der darüber-
itehenden müssen glattgehobelte Latten eingelegt
werben, so daß man, ohne zu schieben, unter je-
den Behälter fassen tannz
der innere Raum darf nur bei Tageslicht, na-
mentlich ohne jede künstliche Beleuchtung durch
die Aufsicht führenden Beamten und die zum
Transport bestimmten Arbeiter auch stets nur
baarfuß oder in Filzschuhen betreten werden«
Bor dem Eintritt in ben gebuchten Raum sind
alle eiserne und feueriangende Gegenstände-
Streichschwamm, Streichhölzer, Tabakspfeife und
dergl. abzulegen;
der Transport der Pulverbehälter erfolgt entweder
durch Tragen in freier Hand oder auf Pulver-
trageii in bekannter Form;
die Vertheilung des Pulvers geschieht außerhalb
des Magazins auf ausgebreiteten Haardecken und
darf nur ausnahmsweise bei ungünstigem Wetter
in der Borkammer stattfinden.
Jn dieser ist dann der Kistendeckel mit Au-

wendung eines messingenen mit Talg geschmier-
Iteki Keiles und eines hölzernen Schlägels zu
.o en.
Nach dieser Operation treten bie zum Pulver-

(Empfange bestimmten Arbeiter abtheilungsweise
in den Vorraum ein, ben sie demnächst unver-
züglich wieder zu verlassen haben;
ein angedrochener Behälter darf niemals wieder
zugeschlagen werben, sondern er wird nur zuge-
deckt in die Pulverkammerzurückgebracht, leerges
wordene Behälter müssen jederzeit sogleich aus
dem Pulverhause entfernt werben.
§ l2. Hinsichtlich des Dynamits oder anderer
stauberzeugender NitrosPräparate gelten nach-

stehende Bestimmungen:
l) bie Beschaffung und Aufbewahrung der genann-

ten Sprengsiosfe darf nur in Patronen mit
Pergament sPapier sumhüllung erfolgen. Diese
Patronen müssen packetweise in hölzernen Be-
hältern (K’isten, Sonnen) fo verpactt sein, daß
siellden ganzen Raum derselben vollständig aus-
fü en;

2) die Behälter müssen mit hölzernen Nägeln ver-
schlagen fein, dürfen einzeln nie mehr als 50
Kilograinm des Sprengstosses enthalten und
müssen in der im§ 11 für das Pulver vorge-
schriebenen Weise aufgestapelt werden;

3) die zur Zündung zu verwendenden Knallpräprn
rate (Zündhütchen 2c.) dürfen in keinem Falle
mit den Spreugstossen in demselben Raume auf-
bewahrt werben.

3

v
.

4)

·5)

6)
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§ 13. Für die nicht der Aufsicht der Bergbes
hörden unterliegenden bergwirthschaftlichen Anlagen
ist betreffs der Behandlung und Verausgabung des
Dynamits und anderer nicht siauberzeugender Nitros
Präporate 2c. Folgendes zu beobachten:

1) Sie Verausgabung der Patronen an die Arbei-
ter darf nicht in oder unmittelbar bei dem Vor-
rathshause, sondern muß in einem besonderen,
in möglichster Nähe des Steinbruches oder der-
gleichen herzustellenden besonderen Ausgaberaum
erfolgen, zu dessen Erbauung und Einrichtung
die landespolizeiliche Genehmigung ebenfalls in
der durch § 5 vorgeschriebenen Weise einzu-
holen ist.

2) Der Transport der— Sprengstoffe aus dem Vor-
rathshause nach diesem Ausgaderaum muß unter
spezieller Aufsicht des dazu bestellten Aufsehers
in den ungeöffneten hölzernen Behältern (Ritten,
Tonnen) und in der dem täglichen Bedarf entspre-
chenden Menge mittelst der Hand oder mit den
bekannten Pulvertragen erfolgen.

Das in dem Ausgaberaum befindliche Quan-
tum darf in keinem Falle das Gewicht von 50
Kilogramm übersteigen. Die Behälter sind wie
die für Pulver zu öffnen unb etwa zum Verbrauch
gelangte Patronen von dem Aufseher im Aus-
gaderaum unter Verschluß zu legen.

3) Die Temperatur des Ausgaberaumes darf, so
lange sich Dynamitin demselben befindet, nicht unter
+ 8° C. (+ 61/20 R.) unb nicht über + 50° C
(+ 40° R.) betragen. Zu diesem Zwecke
ift der Raum durch eine geeignete Vorrichtung
heizdar zu machen.

4) Gefrorene NitrosPräparate dürfen nicht mit festen
Körpern bearbeitet und nicht zum Sprengen ge-
braucht werben. Sie sind in diesem Zustande
nicht auszugeben, sondern vorher aufzuthauen.
Das Aufthauen darf nur in Gesäßen mit lau-

warmem Wasser geschehen-, in welchem die Sprengs
stoffe mit letzterem nicht in direkte Berührung
treten. (Nobel’scher Topf.)

5) Eine etwa nothwendige Umarbeitung der Patro-
nen darf nur unter Aussicht des für die Dyna-
mitsAusgabe 2c. bestimmten Aussehers in dem Aus-
gabernum erfolgen.

6) NitroglpcerinsPräparate, welche sich zu gerieben
beginnen, was durch einen stechenden Geruch
oder Entwickelung rothdrnuner Dämpse zu er-
kennen ist, dürfen zur Sprengardeit nicht ver-
wendet werden. Sie müssen unter Anleitung des
betreffenden Aufsehers in offenem Feuer ver-
brannt werben.

§ 14. Borstehende Bestimmungen (§§ t—13)
finden auf diejenigen Räume, welche auf den der An-
sicht der Bergbehörde unterstellten Anlagen ausschließ-
lich zur Verausgabung des täglichen Bedarss an
Sprengstoffen errichtet find, oder errichtet werden,
keine Anwendung.

 
 

lll. Transport von Sprengstosfen.
a. Allgemeine Vorschriften. —

§ 15. Bei der Verpackung, der Eins und Aus-
ladung der im § l genannten Sprengstoffe, sowie
auf oder in der Nähe von zum Transport von Sprengs
stoffen dienenden Fahrzeugen, darf weder Feuer ans
gemacht noch Tobak getaucht werben.

Die Sprengfloffe müssen in der durch §§ 11 unb
l2 vorgeschiebenen Weise verpackt fein. Zündhütchen
oder andere Knallpräparate dürfen unter keinen Um-
ständen mit den Sprengstossen auf denselben Fahr-
zeugen transportirt werden.

§ 16. Wer Sprengsioffe in größerer Menge als
(25) fünfnndzwanzig Kilogramm auf einmal versen-
det, muß der Ortspolizeibehörde des ge‘lbfenbeorteä da-
von Anzeige machen unb ben, die Reiseroute und den
Namen des verantwortlichen Transportsührers ent-
haltenden Frachtschein zur Visirung vorlegen.

§ l7. Während der Nacht, d. i. von Sonnen-
untergang bis Sonnenaufgang, dürfen Pulver und
die übrigen Sprengstoffe nicht verfahren werben.

Es bleibt vorbehalten, aus besonderen Zweckmä
ßigkeitgründen, für bestimmte Straßenzüge Ausnah-
men hiervon zu gestatten und die alsdann zu beobachten-
den besonderen Sicherungsmaßregrln vorzuschreiden.

b. Besondere Vorschriften für den Land-Transport.
§ 18. Sie Versendung von Sprengftoffen ver-

mittelst der Post und Eisenbahn ist verboten.
§ l9. Die die Sprengstoffe enthaltenden Ton-

nen oder Kisten müssen auf den zum Transpott
bestimmten Wagen mit Stroh fest oerpackt
werden.

Wagen, auf weichen Sprengfiosse verladen sind,
sind mit einem Plautuche zu überspannen, welches auf
beiden Seiten mit den Buchstaben Sp. von mindestens
1/2 m Höhe zubezeichnen ist. Jeder Wagen ‚ift außer-
dem mit einer schwarzen Flagge von mindestens l], m
Höhe und Breite zu versehen.

Der Gebrauch eiserner Hemmschuhe, sowie das
Hemmen der Räder mit Ketten ist untersagt.

§ 20. Sprengstoffe dürfen auf demselben Wagen
mit anderen Gütern nur in Mengen bis zu 250 Kilo-
gramm und auch dann nur mit solchen Gütern ver-
laden werden, welche nicht leicht entzündlich sind.

§ 21. Wagen, welche Sprengstoffe geladen haben,
dürfen nur im Schritt fahren.

Anderes Fuhrwerk und Reiter dürfen dieselben
nicht anders als im Schritt passiren. Innerhalb
einer Entfernung von 15 Meter hat ein Jeder des
Rauchens und des Feuermachens sich zu enthalten.

§ 22. Der Transport von Sprengfioffen durch
zusammenhängend gebaute Ortschaften ist zu vermeiden,
wenn sie auf öffentlichen Wegen umfahren werden
können. Kann dies nicht geschehen, so muß der
Transportsühter dies Ankunft der Ortspolizeibehörde
resp. wenn diese nicht im Orte ihren Sitz hat, der
Gemeindedehörde vorher melden und von derselben
weitere Bestimmungen erwarten.

Die gedachte Behörde hat den Treusport durch
«die Ortschaft zu überwachen unb dafür zu sorgen,



daß derselbe ohne Aufenthalt und ohne Gefahren von
Statten geht. - __ . - — .-

Bei Gewittern ist den Transportwagen das
Passiren von Ortschaften nicht zu gestatten.

§ 23. Mit Sprengsioffen beladene Wagen
dürfen vor bewohnten Gebäuden oder Werkstätten, in
denen mit Feuer gearbeitet wird, nicht halten und
müssen, wenn eine Unterbrechung der Fahrt nöthig
ist, mindestens 200 Meter von denselben entfernt
bleiben.

Jst ein längerer Aufenthalt in Ortschaften, ins-
besondere zum Nachtquartier erforderlich, so darf die
Aufstellung des Wagens nur an einer von der Orts-
polizeibehörde resp. der Gemeindebehörbe dazu anzu-
weisenden Stelle erfolgen, welche von dem nächsten
bewohnten Gebäude mindestens 200 Meter entfernt ist.

§ 24. Der Transportführer hat, so lange der
Aufenthalt ——— § 23 —- dauert, entweder selbst bei dem
Wagen zu bleiben oder eine andere geeignete Person
als Wächter zu bestellen, welcher den Wagen nicht
verlassen darf.
c. Besondere Vorschriften für den Wassertransport.

§ 25. Auf Dampsschiffen dürfen außer dem
Wochenbedarf an Pulver zum Abfeuern von Signal-
schüfsen keine Sprengstofse transportirt werben.

. §26. Ob auf anderen Schiffen Sprengstofse
mit andern Gütern verladen werden dürfen, hat die
Polizeii oder Hafenbehörde des Einladeortes mit Rück-
sicht auf die Beschaffenheit der mit zu verladenden
Güter zu bestimmen.

Gestattet sie die Beiladung, so hat sie zugleich
die erforderlichen Vorsichtsmaßregeln anzuordnen,denen
sich der Schiffer unterwerfen muß.

Ueber die von ihr getroffenen Anordnungen er-
theilt sie dem Schiffer ein besonderes Schreiben, wel-
ches auf Erfordern dem Polizei- und Hafenbeamten
vorzuzeigen ist.

§ 27. Beim Verladen im Schiffe ist den die
Sprengstoffe enthaltenden Gefäßen durch Unter- und
Widerlager eine feste Lage zu geben.

§ 28. Auf jedem mit Sprcrigstofferr beladenen
Fahrzeuge ist eine mit einem weißen, Is, Meter
hohen Sp. versehene schwarze Flagge von 11/2 Meter
Länge und l Meter Höhe so aufzustecken, daß sie
schon in der Ferne erkannt werden kann. Die Flagge
ift stets ausgespannt zu erhalten.

§ 29. Andere Schiffe und Flöße, welche an
einem mit Sprengstoffen beladenen Schiffe vorbeifahren,
müssen dasselbe, wenn dies nicht durch die Umstände

unmöglich gemacht wird, unter dem Winde d. h. an
der Seite, welche der Richtung des Windes entgegen-
gesetzt ist, passiren.

§30. Sind Schiffbrücken oder Schleusen zu
passiren, so ist dem Brücken- resp. Schleusenwärter
durch einen vorausgesandten Boten von der bevor-
stehenden Ankunft des Fahrzeuges und seiner Größe

Anzeige zu machen. Es ist alsdann dafür zu sorgen,
daß die Passage von anderen Schiffen freigemacht werde
und das mit Sprengstoffen beladene Schiff mit Ver-
meidung jedes unnöthigen Aufenthalte-s durchfahren
könne.

I
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§ 31. Kommen mitSprengstoffen beladeneFahr-
zeuge in die Nähe von Städten und anderen geschlosse-
nen Ortschaften, so müssen sie mindestens 200 Meter
vor dem ersten Haufe Halt machen, der Ortspolizei-
behörde ober,“ wenn dieselbe ihren Sitz nicht am Orte
hat, der Gemeindebehörde die Ankunft melden und
von derselben weitere Bestimmungen einholen.

§ 32. Das Anlegen am Ufer darf nur in einer
Entfernung von mindestens 100 Meter von bewohn-
ten Gebäuden und Anlagen, in denen mit Feuer nnd
Licht verkehrt wird, stattfinden, die Schiffsmannschaft
darf sich nicht entfernen, ohne eine geeignete Person
als Wächter zu bestellen, welche auf dem Schiffe stets
anwesend bleiben muß. Die Schiffsmannfchaft hat sich
des Feuermachens in der dem Winde zugekehrten Rich-
tung, sowie überhaupt in größerer Nähe als 200
Meter vom Schiffe zu enthalten.

IV. Handel mit Sprengstoffen.
a. Handel mit Schieß- und Sprengpulver.
§33. Wer Pulver — Schieß- oder Sprengs

Pulver — feilzuhalten beabsichtigt, hat davon vor
dem Beginne dieses Gefchäftsbetriebes der Ortspolizei-
behörde Anzeige zu machen.

§ 34. Verkäuser von Pulver dürfen davon in
ihren Kaufläden nicht mehr als l Rilogramm, im
Hause außerdem nicht mehr als 5 Kilogramm vor-
räthig haben.

Auf Nachweis eines besonderen Bedürfnisse-s lann
dxrrch die Ortspolizeibehörde die Erhöhung des Vor«
rothes im Hause bis auf 10 Rilogramm gestattet werden.

· Die Ausbetvahrung desselben darf nur in einem
auf dem Dachboden (Speicher) belegenen, mit keinem
Schornstein in Verbindung stehenden abgesonderten
Raume, der beständig unter Verschluß zu halten ist-
und mit Licht nicht betreten werden darf, erfolgen.
Die Ausbewahrung größerer Mengen unterliegt den
Bestimmungen des Abschnittes l. unb ll. dieser Ver-
ordnung.

§35. Die Abgabe von Pulver an Personen
unter 16 Jahren ist verboten.

§ 36. Personen, welche Pulver nicht zum Zwecke
des Verlaufs halten, bedürfen behufs Aufbewahrung
von mehr als l Kilogramrn der Erlaubniß der Orts-
polizeibehörde. Sie haben in diesem Falle die im
§ 33 enthaltenen Vorschriften resp. die ihnen von der
Polizeibehörde etwa besonders vorgeschriebenen Be-
dingungen zu beobachten.
b. Handel mit Dynamit, Lignose und anderen,
lediglich zum Sprengen Von Gestein 2c. dienen-

den Stoffen.
§ 37. DerHandelmitSprengöl—Nitroglycerin

——-— ift verboten. -
§ 38. Der Verkauf von Dynamit, Lignose und

anderen lediglich zum Sprengen von Gesteinen 2c.
dienenden Stoffen ist nur auf den coneessionirten
Sprengstofstabriten«und auf denjenigen Niederlagen
der gedachten Sprengstoffe gestattet, deren Einrichtung
auf Grund einer von der Landespolizeibehörde des
bezüglichen Regierungsbezirls ertheilten besonderen
Erlaubniß erfolgt ist.



_ Der Ertheilung einer solchen Erlaubniß hat in
jedem einzelnen Falle- der Nachweis eines stehenden
Vediirfnisses voranzngehen.

- § 39. Der Verkauf aus den betreffenden Fa-
brilen und Niederlagen darf lediglich an Behörden

‚.5

und an solche Personen erfolgen, zu deren Geschäfte--
betrieb das Sprengen ·von Gesteinen oder anderen
festen Körpern gehört. Die betreffenden Gewerbe-
treibenden haben den Nachweis der Berechtigung zur
Entnahme der Sprengstoffe dem Verkäufer gegenüber
durch einen von der Ortspolizeibehörde auszustellen-
den Legitimationsfchein zu erbringen und es darf die
Abgabe der Sprengstoffe nur gegen Ausstellung eines
schriftlichen Reverses erfolgen, in welchem sich der
Käufer verpflichtet, unter eigener Verantwortung da
flir- einzustehen, daß diese in der auzugebenden Quan-
tität erkauften Sprengstoffe vorschriftsmäßig aufbe-
wahrt, unter Verschluß gehalten und nur zu den im
Reverfe bestimmt anzugebenden Zwecken verwendet
werden fallen.

Die gedachten Legitimativnsscheine und Reverse
sind von den Vertäufern 30 Jahre hindurch aufzu-
bewahren und nebst den Produktions-, Verkaufs- nnb
Lagerbiichern der Ortsbehörde auf Verlangen jeder-
zeit vorzulegen. .

V. Straf-Bestimmungen
§ 40. Die Polizeibehörden sind ermächtigt und

verpflichtet, Pulver und anderere Sprengstoffe, wie
sie im Vorstehenden erwähnt sind, sobald sie den Han-
del gebracht worden sind, oder wenn deren Aufbe-
wahrung gegen die Bestimmungen hier Verordnung
verstößt, oder aber wenn sie im Vesize unberechtigter
Personen aufgefunden werden, so lange den Besitzern
zu entziehen und an einem vorschriftsmäßigen Auf-
bewahrungsorte auf Kosten des letzteren unterzubrin-
gen, bis der Besitzer für vorschriftsmäßige Verwendung
und Ausbewahrung ausreichende Veranstaltung trifft
nnb dies der Ortsbehötde, welche die Ausilihrung zu
überwachen hat, nachweist.

§ 41. Zuwiderhandlungen gegen dicVerschristen
dieser Verordnung unterliegen, soweit sie nicht nach
§ 147 der Reichs-Gewerbeordnung vom 21. Juni
1869 eine höhere Strafe nach sich ziehen, nach § 367
Nr. 5 des Strafgesetzbuchs-Z für bae deutsche 312id) _

vom 26. Februar 1876 einer Geldstrafe bis zu 150
Mart oder verhältnifzmäniger Haft. Jn Fällen, wo

b“ § 367 bei Strafgesetzbuchs-Z nicht anwendbar ist, E
tritt eine Geldstrafe bis zu 30 Mart, im" Falle der
Unbeitreibltchteit Haft ein.

Der Ober-Präsident der Provinz Schließen.
gez.: v. Puttkamer.

Oels, den 19. Juli 1878.
Vorstehende Polizei-Verordnung wird hierdurch

zu öffentlichen Kenntniß gebracht.

Nr. 233, Berlin, den 22. Juni 1878.
Vei der heute öffentlich in Gegenwart eines

Notars bewirkten Verloosung der am t. Januar f. J.
zu tilgenden Stammattien der MunstershammeriEis
senbahn sind die 249 Stück ä 100 21:51:. Nr. 291
die 300, 41 bis 50, 1821 bis 30, 2351 hie 60,
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3673 bis 82,703 bis l2, 993 bis 1002, 243 bis 52,
73 bis 82, 313 bis 22, 493 bis 502, 943sbis 52,
5483 bis 92, 924 bis 33, 6094 bis 103, 34 bis 43,
7385 bis 94, 535 bis 44, 8516 bis 25, 807 bis 16,
27 bis 36, 10810 bis 19, 11371 bis 80, 845 bis 54,
905 bis 13 gezogen worden. Dieselbenwerden den
Vesitzern mit der Aufforderung gekündigt, den Kapi-
tnlbetrag vom 1. Januar 1879 ab bei der Staats-
schuldensTilgungstafse hierselbst, Oranienfiraße 94,
in-: den gewöhnlichen Geschäftsstunden gegen Quittung
und Rückgabe der Aktien nebst Tatens, zu erheben.

Die Einlösung kann auch bei den Regierungs-
Hauptlassen, sowie bei der Kreistasse zu Frankfurt
a. M. und den VezirkssHauptkasfen in Hannover,
Osnabriicl und Lilneburg bewirkt werden.

Zu diesem Zwecke sind die Aktien nebst Talons
einer dieser Rassen einzureichen, welche sie der Staats-
schuldensTilgungskasse zur Prüfung vorzulegen und
nach erfolgter Feststellung die Ausznhlung zu besor-
gen hat.

Vom 1. Januar 1879 ab hört die Verzinsung
dieser Aktien auf.

Zugleich werden die bereits früher ausgeloosten,
noch ruckständigen Stammaitien Ne. 80, 1320, 21,
742, 44, 2183, 546, 47, 3840, 924, 4006 hie 8,
514 die 18, 893 hie 901, 5100, 2, 295, 96, 99,
300, 603 vie 6, 863 51665, 6024, 7193, 94, 814,
8216, 67, 9036, 10991, 11232 bis 407, (7. Ver-
loofung am 14. Juni 1876). Nr. 104 bis 6, 9,
10, 323, 30, 55, 57, 412 bis 20, 541, 42, 748,
1060, 550, 611 bis 20, 901, 7 bis 9, 2082, 271,
75, 77, 80, 3453, 61, 872, 4094, 95, 101, 451,
52, 678 bis 82, 5019, 143 bis 45, 48, 213 bis 16,
49, 50, 386, 87, 493 bis 502, 6014 hie 16, 19
die 21, 224 ers 26, 30, 31, 205, 6, 14, 423, 24,
42 bis 44, 835, 38 vie 44, 991, 92, 7025 bis 30,
33, 45 bis 50, 56, 57, 195 bis 99, 8146 bis 51,
511, 673, 75, 746 hie 54, 87 bis 89, 840, 42, 43,
907 bis 12, 14, 16, 97, 9002, 64, 66, 81 bis 86,
262, 629 bis 32, 778 bis 87, 10195, 219 bis 21,
27, 29, 31, 32, 37, 498, 99, 520, 21, 24, 25, 27,
28, 11155, 56, 213, 51 hie 60, 695, 96, 892, 93
(8. Verloosung am 13. Juni 1877) hierdurch wiebera
holt und mit dem SBewerten aufgerufen, daß ihre
Verzinsung bereits mit dem 31. December des Jah-
res ihrer Verloosung aufgehört hat.

Haupt-Verwaltung der Staatsschulden.
Jndem wir obige Bekanntmnchnng der Haupt-

Verwaltung der Staatsschulden hierdurch zur Rennt-
niß des Publikums bringe-n, machen wir wiederholt
auf die Nachtheile und Verluste aufmerksam, welche
den dabei Betheiligten in dem Falle erwachsen wenn
die Beträge der jetzt oder schon früher verloosten resp.
Schuldverschreibuugen nicht rechtzeitig in Empfang
genommen werden, indem die über die zur Erhebung
der Valuta festgesetzten Terminefortbezogenen Zinsen
zurückerstattet werden müssen.

Vreslan, den 1. Juli 1878.
Königliche Regierung.

Vorstehende Vetanntmachung wird hierdurch zur
össentlichen Kenntniß gebracht.



Nr. 234.

aus der Uebersicht der den Standesbea

Oel-s, den 22. Juli 1878.
Die Herren Standesbeamten des Kreises erfuche

ich ergebenst, die ihnen für die Ausfüllungs der Zahl-
{arten über Geburten 1c. für das Etatsjahr1877f78
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Auszug

zur Zahlung angewiesenen, unten näher bezeichneten
Beträge gegen auf die Königl. Regierungs-Hauptsaer
in Breslau lautende Quittungen bei der Königlichen
Kreissteuerkasse hierselbfi baldigft in Empfangannehmen.

mten des Regierungebezirks Breslau pro 1877/78 zu zahlenden
Copialienentschädigung.
    

   
  

 

      
 

Zahl der für
« di;IZeit vom Geldbetrag
Z Rreiß. Sitz des l 111111877 ‘ Karte
5 bi531.März a Be meriunsgen.
Z Standesamt Standesamts. 1878 einge» 3 Pf»

sandten
________________ mßäbllarten. M. Pf-

' Kreis fiele. «
l Bernstadt i.xSchl. Bernstadt i.ISchl. 290 8 75 incl. 5 Pf. Portovergütigung.
2 Vorst. Bernstadt Vorst. Bernstadt i.JSrhl. 116 3 48
3 Vogfchütz Zucklau 122 3 66
4 Bohrau Bohrau 84 2 52
5L23rlefe Briefe 103 3 14 incl. 5 Pf. Portovergiitigung.
6 Cunzendorf Patfchkey 112 3 36
7 Dabrischau Loifchwitz 152 4 56
8 Fürst.-Ellguth Lampersdorf 161 4 83
f9 Groß-Graben Groß-Graben 159 4 '77
10 Klein-Ellguth Kaltvorwerk 141 4 23
1'1 Gutwohne Gutwohne 127 3 81
12 Hundsfeld Hundsfeld 116 3 48
l3 Jnliusburg Juliusburg 115 3 45
14 Korfchlitz Schützendorf 62 l 86
15 _ Kraschen Krafchen 91 2 73
16 Ludwigsdorf Ludwigedorf 167 5 1
17‘ Mühlatfchütz ObersMühlatfchütz 69 2 7
18 lOets Oele f 646 19 38
1,9 Pontwitz Pontwitz 156 4 68
2'0 Prtetzen Prietzen 62 l 86
21 Reesewitz Reefewitz 144 4 32
.22 Sarrau Sacrau 118 3 54
23 Schickerwitz Kurzwitz 88 2 64
24 Schleibitz · Pühiau 74 2 22
25 Schmollt-n . Schmollen 119 3 57
26 Sidyllenort Peuke 148 4 44
27 Syahlitz Rathe 133 3 99
28 Fusan Wabnitzs 171 5 13
29 Süßwinkel Süßwinkel 117 3 51
30 Ulbersdorf Ulbersdorf 61 l 88 incl. 5 Pf- ‘Bottouergütignng.
31 Vielguth Vielguth 108 3 24
32 Groß-Weigelsdorf (wog-113393311011 131 3 93
33 Wildfchütz Göklitz 61 l 83
34 Woitsdorf Woitsdorf 107 3 21
35 Zantoch Postelwitz 48 1 44
36 Zessel Zessel 101 3 3
37 Groß-säumig Groß-Zöllnig 107 3 21

4887 | 146] 76 I—incl. 15. Pf. Portovergiitigung

Nr. 235. VII-STRI- b9“ 2. IUU 18780 : ist und eine Weiterverbreitung derselben, insbesondere
die Ginfchleppung in das Landarmens und Arbeits-
haus zu Schweian befürchten läßt, ist höheren Orts

daß bis auf Weiteres alle Ge-

Mit Rücksicht auf die Typhus-Epidemie, welche T

im laufenden Jahre vielfach in den gerichtlichen Ge-

fängnissen unseres Verwaltungs-Bezirks aufgetreten angeordnet werben,



fangenen, welche dem Arbeitshause zu Schweidnitz
überwiesen werden sollen, ohne Ausnahme vor der
Entlassung aus der gerichtlichen Haft und Abliefe-
rung an die Transportbehörden ärztlich untersucht
und nur mit dem ihre Gesundheit bestätigenden ärztlichen
Atteft Seitens der Gerichtsbehörden den Transport- ,
behörden übergeben werden sollen.

Jndem wir Ew. Hochwohlgeboren hiervon unter
Bezugnahme auf unsere Verfügung vom 4. December
1877 — I. D. IX. a. 17771 -—-— Mittheilung machen,
veranlassen wir Sie, den sämmtlichen Polizei-Ver-
waltungen hiervon ungesäumt die erforderliche Kennt-
niß zu geben.

Königliche Regierung,
Abtheilung des Innern.

gez-. Sack.

Oele, den 23. Juli 1878.
Vorstehende Verfügung bringe ich hierdurch zur

öffentlichen Kenntniß.

Nr. “236. Oels, den 22. Juli 1878.
Bestellt wurde Seitens des Herrn Oberpräsidem

ten der Provinz, der Rittergutsbefitzer Herr Lieute-
nant Nerlich auf Kurzwitz als Standesbeamter des
Standesamtsbezirls Schickerwitz.

Namens des Kreis-Ausschusses:
Der Königliche Landrath.

von Rosenberg.
m
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Oels, den 23. Juli 1878.

Steckbrief.
Der auf dem Dominium ObersPoln.-Ellguth in

Diensten stehende Knecht Friedrich Neichling hat sich
am l. huj. heimlich entfernt.

Die Ortsbehörden und Gensdarmen des Kreises

Nr. 237.

I erfuche resp. veranlasse ich, aus den p. Reichling —-—
dessen Signalement unten nachfolgt ——- zu vigiliren
und ihn im Betretungsfalle in fein früheres Dienst-
verhältniß zurückzubringen.

p. Reichling hat dunkelbraunes Haar, rundes
- Gesicht und ist ungefähr 1,65 Ctm. groß; spricht ge-
brochen deutsch, aber gut polnisch; wenn derselbe
angetrunken oder verlegen ist, stottert er.

Oels, den 22. Juli 1878.

Gegenwärtig Vacante,
mit Militairanwärtern zu besetzende Stellen.

1) Breslau, Magistrat, 2 Nachtwachtmänner, je
396 M. Gehalt jährlich und freie Dienstkleidungz

2. Schreibendorf, Postagentur, Landbriefträger,
450 M. Gehalt 60 M. Wohnungsgeldzuschuß, 105 M.
Kleidergelder.

Der Königliche Landrath.
von Rosenberg.

Nr. 238.

Nebst zwei Beilagen.





 

Die Uebersiedelung des Kaisers
von Berlin nach dem Schlosse Babelsberg ist in der
Bevölkerung als ein neuer Fortschritt in der Genesung
des theuren Kranken mit inniger freudiger Theilnahme
begrüßt worden.

" Seit den-i unheilvollen 2. Juni war der Blick des
preußischen Volkes und der ganzen deutschen Nation
zuerst mit ängstlich schwerer Sorge, allmälig mit
wiederkehrender und steigender Hoffnung auf das Palais
»Unter den Linden« gerichtet, welches seit Jahren für
jeden deutschen Patrioteu eine geweihete und wahrhaft
Verehrte Stätte ist, nun aber eine Stätte des Schmerzes
und tiefster Wehmuth geworden war.

Jedes Anzeichen fortschreitender Genesung in den
täglichen Bülletins, jeder Hinweis auf die Zunahme
der Kräfte bei dem leidenden Fürsten wurde im Volke
mit herzlicher Freude aufgenommen, — aber aus den
wiederholten eingehenderen Erklärungen der Leibärzte
war doch immer wieder zu entnehmen, daß es sich
nur um einen glücklichen und hoffnungsvollen Anfang
der Genesung handelte, daß dagegen eine völlige
Wiederherstellung noch nicht in nahe Aussicht zu
nehmen sei. « sz .‚

Zu den Vorbedingungen weiterer Kräftigung ge-
hörte in erster Reihe die Möglichkeit der Uebersiedelung
des Kaisers in die stärkende Luft eines ländlichen
Aufenthalts, und insofern besonders ist die nunmehr
vollzogene Thatsache der Verlegung der Kaiserlichen
Residenz nach Schloß Babelsberg ein wichtiger und
höchst willkommener Abschnitt für den Fortgang seiner
Genesung An den jetzigen Aufenthalt wird sich, so-
bald es sein kann, die Reise nach einem stärkenden
Bade knüpfen, und darauf besonders ist die Hoffnung
der Aerzte für eine demnächstige raschere Zunahme
der Kräfte gerichtet. .

So wohlbegründet hiernach die allgemeine Freude
über die bisherigen stetigenund ungestörten Fortschritte
der Wiederherstellung des Kaisers und besonders über
den jüngsten hoffnungsreichen Abschnitt ist, so wird
man sich doch Angesichts der neuerlichen Erklärung
der Aerzte und mit Rücksicht auf die naturgemäßen
Bedingungen der vollen Rekonvaleseenz, nicht vor-
eiligen Erwartungen in dieser Beziehung hingeben
dürfen, sondern mit den Aerzten annehmen, daß die
mit Gottes Hülfe zu erreichende gänzliche Wieder-
kräftigung immerhin noch eine längere Zeit in An-
spruch nehmen wird.

Vor der entscheidenden Stunde.
»Wir kennen die Schule, aus der Verbrecher wie

Hödel hervorgehen, —— unsere erste Pflicht ist, »diese
Schule zu schließen«, —- keine Regierung, keine Partei,
welche das Wohl des Staates ins Auge faßt, wird
die Verantwortlichkeit dafür übernehmen können, daß
nicht die Agitation, die zu solchen grauenvollen Ergeb-
nissen führen kann und thatsächlich führt, unterdrückt
wird« — so schrieb jüngst die »National-Zeitung«.

Das sind kräftige und treffende Worte, —- mögen
alle deutschen Patrioten bei den Wahlen dafür sorgen,"
daß die Worte zu Thaten werden, daß die Regierung

elem- W» de»....Odls’er W“

 

in dem neuen Reichstage eine feste Mehrheit aus
den wahrhaft staatserhaltenden Parteien finde, welche
ihr treu nnd entschlossen dazu helfe, daß die ,,Schule
des Verbrechens wirklich geschlossen, die sozialdemo-
kratische Agitation unterdrückt« werde.

Die Thaten Hödel’s und Nobiling’s sind ein
neuer erschütternder Mahn- und Weckruf für die
deutsche Nation geworden, — die Wahlen vom 30. Juli
werden den Beweis liefern, ob die Mahnung diesmal
von rettendeni Erfolge sein soll, oder ob es dein un-
klaren Parteigetriebe noch einmal gelingen soll, das
deutsche Volk von der Wahrung seiner höchsten Jn-
teressen zurückzuhalten

Die liberale Partei, die sich jetzt so oft rühnit,
ihrerseits seit Jahren die Sozialdemokratie mit den
Waffen des Geistes bekämpft zu haben, hat sich doch
bisher niemals entschließen können, die Nothwendigkeit
des politischen Kampfes gegen die Sozialdemokratie
aus dem Boden staatlicher Abwehr fest ins Auge zu
fassen: gegen ein praktisches Vorgehen hatte sie stets
Bedenken und Ausflüchte. -

Als die Regierung vor vier Jahren und wieder-
um vor zwei Jahren in dringlicher Weise auf die Ge-
fahren dersozialdemokratischenBewegung hinwies und
vom Reichstage Waffen gegen die weitere Ausdehnung
derselben erbat, da wurden ihre Mahnungen theils
überhört, theils verhöhnt: die Fortschrittspartei na-
mentlich behandelte die Sorge der Regierung als bloße
Gespensterseherei.

Durch die vorjährigen Wahlen wurde zum ersten
Male das deutsche Bürgerthum aus seiner Gleichgül-
tigkeit gegenüber der Sozialdemokratie geweckt: in den
Hunderttausenden von sozialdemokratischen Wählern
trat plötzlich an’s Licht, daß das vermeintliche Ge-
spenst Fleisch und Blut gewonnen hatte und als eine
Macht auf den Boden der Wirklichkeit getreten war.

Angesichts der ungeahnten thatsächlichen Bedeu-
tung, welche die Sozialdemokratie gewonnen hatte, er-
innerte man sich der Lehren und Enthüllungen, welche
erst vorwenig Jahren das Walten der Kommune in
Frankreich und Spanien über das Wesen und die
Ziele des Socialismus gegeben hatte.

Vernichtungskrieg gegen die bestehende Ordnung
in Staat und Gesellschaft, gegen Religion und Kirche,
gegen Familie und Eigenthum, das war das praktische
Programm der französischen Kommunisten, und die
Sozialdemokraten bei uns hatten sich stets zur Ge-
meinschaft mit denselben in Grundsätzen und Zielen
bekannt. Die dreisten Ankündigungen ihrer Führer
hatten es rückhaltlos ausgesprochen:

»Wir haben, sagten sie, den bestehenden gesell-
schaftlichen Verhältnissen den Krieg erklärt und werden
so lange kämpfen, bis dieselben zertrümmert sind«.

— »Nur eine völlige Umwälzung der heutigen
Gesellschaft kann und wird ein- für allemal durch den
Sozialisinus das Massenelend besiegen.« ————

—— »Es wird die soziale Revolution gewaltsam
hereinbrechen mit wild wehendem Lockenhaar, ehernen
Sandalen an den Füßen«. —-

Die Sozialdemokraten feiern »die unsterbliche



That der Kommune von Paris«, nur »daß die Pa-
riser Kommune stellenweise noch mit einer Mäßigung
verfahren sei, die man vielleicht in einem ähnlichen
Falle in Deutschland schwerlich anwenden würde!«

Ebenso wie der Gesellschaft, haben die Sozial-
demokraten aller Religion Feindschaft erklärt. Auf
eine Anklage wegen Gotteslästerung erwiderte eines
ihrer Blätter: »Als ob Gott, der bekanntlich gar nicht
existirt, noch gelästert werden könnte!«

»Wenn für unsere Bestrebungen Nutzen daraus
entstände«, —- versicherte der Soeialdemokrat Hafen-
elever, würden wir getrost die Hand des Teufels an-
nehmen.“ « ‚

« Durch die Wahlen im vorigen Jahre wurde, wie
gesagt, offenkundig, daß die Männer, welche Solches
verkündeten, zu gewaltigem Eiiifliisse unter den Volks-
massen der Hauptstadt »und aller großen Städte ge-
langt seien. Da zuerst fuhr es »wie ein elektrischer
Strahl durch das bürgerliche Leben«, —- iiiid auch
in der liberalen Presse wurde damals offen ausge-
sprochen, daß es die dringendste Pflicht aller staats-
erhaltenden Elemente sein müsse, im Verein mit der
Regierung die Gefahren der sozialdemokratischen Agi-
tation zu bekämpfen. »

Nachdem nun das Hödel’sche Atteiitat von Neuem
und in erschütternder Weise den Abgrund enthüllt hatte,
vor welchen Staat und Gesellschaft durch das ver-
brecherische Treiben der Soeialdemokratie gestellt sind,
hielt die Regierung es vollauf an der Zeit, »die
Schule des Verbrechens zu schließen« . »

Sie glaubte dabei der Zustimmung aller staats-
erhaltenden Kreise sicher zu sein, um so mehr , als
der moralische Zusammenhang des Hödel’schen Atten-
tats mit der Sozialdemokratie und der zerrüttende
Einfluß der sozialdemokratischen Lehren auch . in den
liberalen Blättern mit größter Entschiedenheit aner-
kannt wurde.

 

Auch die »National-Zeitung« unterschätzte schon
damals ebensowenig wie die Regierun » die gefahr-
droheude Bedeutung des Atteiitats, ——sie schrieb am
11. Mai: . · «

»Kein an Der Parteileitiiiig und Parteiagitation
Betheiligter kann die solidarische Mitsehuld von sich
abwälzen für die iiichtsiviirdige Weise, in welcher der
Gedanke des politischen Mordes noch in der aller-
jüngsten Zeit von den hervorragendsteii Organen der
Partei gehegt und gepflegt, für den« frevelhaften Muth-
willen, mit welchem die ,,Ntonarcl)ie«« in dem hiesigen
Parteiblatte als die Quelle alles politischen Uebels
an den Pranger gestellt worden ist« Die Zeitung
wies auf Die Möglichkeit hin, daß in dem Kreise, der
einen Hödel gestellt hat, seine That die zweite und
zwanzigste Faust zur Nachahmung aufheben werde.
Und diese Möglichkeit, sagte sie, die Jeder Nachdenkeiide
heute sich vorhalten muß, ruft dann wohl unwillkürlich
die Frage heraus: ,,kann denn der Staat, kann ins-
besondere die Gesetzgebung nichts thun, uin solchen
Schrecknissen wirksamer als heute vorzubeugen?s«

Auf diese praktische Frage hatte, das liberale
Blatt freilich nur ein kaltes »Nein«. Die Begründung

war in vieler Beziehung bemerkenswerth: »
»Glaubt man im Ernste, sagte damals die »Na-  

tional-Zeitung«, daß es möglich sei, die Massenauwen-
dung des Gesetzes noch mit irgend welchem Erfolg
zu steigern, welche in der Zahl der Preßprozesse bereits
mit der geltenden Gesetzgebung erreicht ist? — — —
Gewiß, unser ganzes System politischer ,,Freiheiten«
beruht auf der stillschweigenden, giitgläubigen Unter-
stellung, daß die Parteien, die sich derselben iiu ehr-
lichen Kampfe gegeneinaiider bedienen, auf dem Boden
gemeinsamer Achtung vor dein Gesetz und der dauern-
den Ordnung, aus welcher es feine Kraft zieht, ge-
meinsamer Liebe zu dein Vaterlande, wie es geschicht-
lich sich gestaltet hat, sich bewegen. Wird diese Unter-
stellung Lügen gestraft durch Parteien, die in den
Abgrund des subjektiven Beliebens jenen gemeinsamen
Boden hiiiabzieheii, so entsteht ein innerer Widerspruch,
den neue und neue Gesetze ewig vergeblich zu lösen
suchen, weil sie schon vor der Geburt von dein Ab-
grunde mit verschlungen sind.«

Die Regierung wollte sich bei diesem trostlosen,
philosophischen Blick in das Nichts keineswegs beruhi-
gen. Sie war der Ansicht, daß, wenn die Parteien
die Achtung Vor dein Gesetz in ihr Belieben stellen,
der Staat das Recht und die Pflicht hat, solchen Par-
teien gegenüber auch außerordentliche Biirgschafteii
und Vollmachten für die dauernde Ordnung festzu-
stellen, —- daß eine Partei, die systeniatisch iiiid pro-
grammmäßig auf Die Zerstörung aller bestehenden
Verhältnisse ausgeht, nicht das Recht hat, uiit dein-
selben Maße gemessen zu werden, wie alle übrigen
Parteien.

llm den Staat und die Gesellschaft vor weiterer
schwerer Gefährdung zu wahren, verlangte die Regie-
rung kräfti, e, schnell eiiigreifende Mittel. Die beste-
henden Gesetze auf den Gebieten der Presse und des
Vereinswesens reichen nicht aus, um den Agitationen
mit Erfolg zu begegnen. Die sozialdemokratische Schule
kann nicht geschlossen, die verderbliche Bewegung kann
nicht bewältigt werden, wenn die Regierung nicht Boll-
niachten erhält, die sozialdemokratischen eZeitungen, diese
täglichen Lehrmeister von Duiiderttausenden, und die
sozialdemokratischen Vereine und Versammlungen, diesen
Fällen zugänglichen Deerd fortwährender Einfügung,
ganz u verbieten.

,-iiin Denn: Die Anträge der Regierung wurden
abgelehnt, Vorgeblich, weil sie zu flüchtig vorbereitet
und in der gegebenen Gestalt iiiiannehmbar waren,
—- iii Wahrheit, weil sich die liberale Doktrin und das
liberale Parteiweseii dagegen erklärten.

Vergeblich wird hinterher, nachdem das neue
Verbrechen Nobiling’s das gesaniiiite deutsche Volk
noch dringender auf Die drohende, schwere Gefahr hin-
gewiesen bat, behauptet, die liberale Partei habe sich
durch ihre Führer bereit erklärt, die von der Regierung
begehrte Hülfe im nächsten Jahre oder schon im Herbst
zu gewähren.

Die liberalen Führer haben im Gegentheil die
Hülfe in der Richtung, wie sie die Regierung für allein
wirksam hält, nicht blos für den Augenblick, sondern
auch für die Zukunft entschieden abgelehnt. Sie
haben statt der Mittel, wie sie die Regierung un-
bedingt braiicht und verlangt, vielmehr auf den »in-
neren Heilungsprozeß der verirrten Leidenschaften



der Masse« hingewiesen und bedauert, daß die Vor-
lage der Regierung, in Zusammenhang gebracht mit dem
Attentat, gerade diesen Gesundungsprozeß unterbreche,
—- sie haben die Zustände in Deutschland für gesund
und kräftig genug erklärt, daß sie ein solches Gesetz
zu ihrem Schutze nicht brauchen. Wenn die Regierung,
nacl dem sie alle vorhandenen Mittel versucht habe, den-
noch eine weitere Gesetzgebung für nothwendig halte, so
möge sie im nächsten Jahre kommen, oder auch schon
im Herbst-, aber nur mit Vorschlägen auf dem Boden
des Allen gemeinsamen Rechts.

Der Abgeordnete Lasker erklärte unumwunden,
daß er die Absicht, die Presse der Sozialdemokratie
durch ein Sondergesetz zu unterdrücken, für unzulässig
halte, —- er wiederholte die Erklärung, welche der
Abgeordnete von Bennigsen im Namen der Partei
gegeben: »den Boden des gemeinsamen Rechts wollen
wir nicht verlassen, 4— ja er warnte die Regierung
noch davor, den Beweis für die Nothwendigkeit der
Aenderungen der Gesetze nicht zu leicht zu nehmen
und sich nicht zu denken, daß, wenn ein paar sozial-
demokratische Artikel vorgelesen werden, die Abgeord-
neten schon die Gruselhaut überfallen werde und sie
die Gefahr für das Volk festgestellt erachte. Die
Regierung möge die Verhandlung zu einer Einkehr
benutzen, um den Reichstag künftig mit Jmprovisationen
so gefährlicher Art zu verschonen.«

Aus den Verhandlungen geht klar hervor, daß
die liberale Partei es unbedingt und grundsätzlich ab-
gelehnt hatte, der Regierung irgend welche außer-
ordentliche Vollmachten gegenüber der Sozialdemokratie
zu geben: alle Versicherungen, als ob dies für den Herbst
in Aussicht gestellt worden sei, sind wahrheitswidrig.

Die Regierung muß und wird, wie gesagt, von
Neuem besondere Vollmachten zum Verbot sozial-
demokratischer Zeitungen, Vereine und Versamm-
lungen, sowie zum wirksamen Einschreiten gegen die
Agitatoren verlangen.

Sie kann und wird sich nicht auf etwaige Acri-
derungen des Allen gemeinsamen Rechts Verweisen
lassen; sie hält es nicht für gerecht und nicht für nütz-
lich, mit den von ihr erstrebt-en Sicherheitsmaßregeln
auch andere Bestrebungen zu treffen, als diejenigen,
durch welche die bestehende Rechtsordnung gefährdet
ist; sie glaubt, daß gerade die Bestrebungen der
Sozialdemokratie es sind, welche die Abwehr nöthig
machen, und gegen welche daher diese Abwehr zu
richten ist.

Es ist überdies im Voraus gewiß, daß Ein-
schränkungen wirksamer Art, wie sie zur Bewältigung
der Sozialdemokratie unerläßlich sind, auf dem Boden
des Allen gemeinsamen Rechts vom Reichstage weder
jetzt, noch fpater zugestanden werden würden.

Um die sozialdemokratische Bewegung zunächst
zum Stillstand zu bringen, bedarf es für eine Zeit
lang der vollständigen Beseitigung der täglichen
Agitation in der Presse und in den Vereinen. Wie
wenig die bestehenden Gesetze selbst bei strenger An-
wendung gegenüber der Sozialdemokratie vermögen,
das hat sich gerade in den letzten Wochen für jeden
Beobachter der sozialdemokratischen Presse gezeigt.
Inmitten des erschütternden Eindrucks der beiden
Attentate wird die gesammte sich daran lnüpfende  

öffentliche Bewegung von den sozialdemokratischen
Blättern nur zum Anlaß des frechsten Hohns ge-
nommen. Was hilft es, wenn einzelne der bösartigsten
Artikel nach Verlauf einiger Wochen verurtheilt und
wenn ein dafür bezahlter Sitzredaeteur auf kurze Zeit
eingesperrt wird, — während inzwischen das verderb-
liche Gift ungehindert überall hin verbreitet worden
ist und in Tausenden von Lesern gewirkt hat.

Dieser Wirkung kann nur durch ein Zuschütten
der Quellen, aus denen das Gift fließt, vorgebeugt
werden: die Schule des Verbrechens muß eben
geschlossen, die berwerfliche Agitation muß unter-
drückt werden.

Die Wähler also, welche die Regierung bei der
Erfüllung ihrer Aufgabe für das Wohl der bürger-
lichen Gesellschaft unterstützen wollen, mögen sich nicht
durch allgemeine, ausweichende Erklärungen über eine
gewisse Bereitwilligkeit der Wahlkandidaten beruhigen
laffen, sondern nur solchen Kandidaten ihre Stimmen
geben, welche durch ihr bisheriges Verhalten, durch
ihre Gesammtstellung zur Regierung oder durch aus-
drückliche bündige Zusagen die Bürgschaft gewähren,
daß sie die unerläßlichen außerordentlichen Vollmachten
zur schleimigen und wirksamen Unterdrückung der das
Gesannntwohl bedrohendeu Agitation zu ertheilen
entschlossen sind,

Aufdenn zu wahrhaftpatriotifehe-n Wahl-eng
Das deutsche Volk hat in der Erregung der

letzten Wochen überall lebhaft bekundet, daß es die
große Gefahr, welche der Gesammtheit und damit dem
Wohl jedes Einzelnen droht, vollan erkannt.

Möge sich diese Erkenntniß durch allseitig voll-·-
zähliges Erscheinen an der Wahlume bethätigen! Kein
Wahlberechtigter, der irgend im Stande ist, sich zur
Wahl zu begeben, wird diesmal vor sich und vor
Anderen eine Entschuldigung oder Beschönigung für
etwaige Versäumniß seiner staatlichen Pflicht haben.
Das Wohl des Staates sieht aus dem »spiele: darum
erfordert nicht blos die bürgerliche Pflicht, sondern auch
die bürgerliche Ehre jedes Wählern, daß er seinen 2m—
theil an dem Schutz-e der bürgerlichen Gesellschan treulich
nnd entschieden wahrnehme.

.-—-.-«.-.-—

so ruft ein liberales Flugblatt warnend den Wählern
zu, augenscheinlich um sie von der Hauptsache, auf
die es bei den Wahlen ankommt, von der Unterstützung
der Regierung gegen die soeialdemokratischen Feinde
der Gesellschaft, abzulenken und neues Mißtrauen
zwischen Regierung und Volk zu säen.«

Für einen halbwegs Verständigen bedarf es freilich
kaum der Versicherung, daß das Flugblatt nur auf
Täuschung der Wähler berechnet ist: kein Preuße, kein
Deutscher, der den Sinn unseres Kaisers, die Ueber-
lieferungen der preußischen Könige, und das ganze
Walten unserer Regierung durch Jahrhunderte hin-
durch kennt, kein Wähler, der etwas von dem hoch-
herzigen nationalen Streben des Fürsten Bismarck
weiß, wird sich einreden lassen, daß die Regierng
damit umgehe, neue Steuern in solcher oder auch nur
entfernt ähnlicher Höhe dem Volke aufzuerlegen

Das ganze Flngblatt ist eine grobe und dreifte



Entstellung der Absichten und Pläne der Regierung,
wie sie in allgemeinen Zügen vor Kurzem offen an-
gekündigt worden find. -

Es ist Namens der Regierung bestimmt ausge-
sprochen worden, daß der Grund und Zweck einer
künftigen Steuerreform nach ihrem Sinne überhaupt
nicht auf eine Vermehrung der Steuerlast des Volkes
hinaus ehe, sondern nur auf eine Veränderung des
Steuerlystems deren Ziel grade eine größere Schonung
der Steuerkraft des Volkes sei.

Die Steuerreform, wie sie Fürst Bismarck im
Sinne hat, soll nicht ein Mittel sein, die auf den
Schultern des Volkes liegende Steuerlast zu ver-
größern, sondern ein Mittel, die Last so umzulegen,
daß sie von den Schultern des Volkes leichter ge-
tragen werden kann.

Durch die stärkere Heranziehung einzelner in-
direkten Steuern soll der Druck der hochgespannten
direkten Steuern, welche durch die steigenden Zuschläge
der Kommunen noch empfindlicher sind, erleichtert
werden.

Aus den indirekten Steuern im Reich soll
zunächst soviel gewonnen werden, daß die Matri-
knlarumlageu der Einzelstaaten nicht mehr erhoben
zu werden brauchen. Das liberale-Flugblatt sagt nun
sinnloser Weise: diese bisherigen Matrikularumlagen
hätten nicht die Steuerzahler, sondern die Finanz-
minister der einzelnen Staaten zu zahlen, ——— aber die
Finanzminister zahlen sie doch nur aus den erhobenen
Steuern; wenn also, wie die Regierung will, die
Matrikularbeiträge wegfallen, so muß es doch irgend-
wie den Steuerzahlern zu Gute kommen.

Die Regierung will namentlich, daß es den Einzel-
staaten durch die Erfparniß jener Zahlungen möglich
werde, den Kommtmalverbänden zn Hülfe zu kommen,
wodurch doch die Steuerzahler in den Kommunen er-
leichtert würden.

Je nach den weiteren (Erträgen aus indirekten
Steuern würde ferner zu Ermäßigungen der Klassen-:
und Einkommensteuer und der Gewerbesteuer, beson-
ders im Interesse des kleinen Gewerbestandes,· ge-
schritten werden können. «  

Während bisher die immer wachsenden Ausgaben
des Staats, besonders für gemeinnützige Anlagen,
wie Kanäle, Hafenbauten, Lokalbahnen, ferner für
Zwecke des Volksunterrichts u. f. w. immer durch
Steigerung der drückenden direkten Steuern gedeckt
werden mußten, würde dies nach den Absichten der
Regierung künftig nicht nöthig fein.

Kurz: es handelt sich im Sinne der Regierung
nicht um eine neue schwerere Steuerlast für das Volk,
sondern um leichter zu tragende Steuern gegen die
alten besonders schwer lastenden, und es handelt sich
zugleich darum, daß diese nicht noch erhöht zu werden
brauchen.

Von Millionen neuer Steuern ist überhaupt nicht
die Rede, —- die Zahl oon 200 Millionen ist will-
kürlich zurechtgelegt und erfunden. Aber gleichviel,
welche Zahl es schließlich sein wird, so wird dieselbe
nur bezeichnen, wie viele Millionen, die bisher durch
schwer lastende Staats- und Kommunalsteuern auf-
zubringen waren, nach den Wünschen der Regierung
künftig in leichterer und fchonender Weise aufgebracht
werden fallen.

Jm Uebrigen weiß unser Volk, daß Prenßens
Fürsten von jeher die Sorge für das wahre Wohl
des Volkes und namentlich auch für das wirthscl)aft-
liche Wohl als ihre erste Pflicht erachtet haben, und
die slßähler dürfen auch jetzt das volle Vertrauen zur
Regierung des Kaisers hegen, daß sie bei ihren Ab-
sichten zur Reform des Steuerwesens in Wahrheit die
Erleichterung der Steuerzahler, besonders der ärmeren
Volksklassen zum Ziel hat.

Dag- Rächlte aber, worum es sich bei den Mahlen
handelt, ist die Unterstützung der Regierung zum sicheren
und dauernden Schutze der höchsten Güter des Balken,
zur Wahrung von Eigenthum, finmilir und Religion.
Eies mögen die Wähler vor cAllem fest im Fluge he—
halten und sich durch keine Borspiegelungeu anderer
Hätt davon abbringen lassen, der Regierung die sicheren
estützen in der Reichsvertretung zu geben, deren sie be-
darf, um das Wohl deg- ktolkes nach allen Richtungen
zu fördern.

M
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V 111111111Nkhcch.
Am 6 Sonntage nach Trinitatis

predigen zu Oel-M
In der Schloß- nnd Pfarrkirche:

rühpredigt: Herr Diakonus Krebs.
mtspredigt: Herr Superint. Ueberschär

Nachm--.:Pred Herr Diakonus Krebs-.
Früh,«29 Uhr Beichte:
Uebersch

Wochenpredigt:
Donnerstag, den 1. August, Vorm. 8,2 Uhr:

Herr Superint. Uebers char.
Amtswoche: Herr Superint. Ueberschär.

Echte Gallus--Dinte,
tiefschwarze Kaiser-Dir-tin

veilchenblauschwarze Stuhlfederdinte,
schwarze Comptoir- u Bureandinte,

violette Solon-Tinte für die
elegante Welt,

Damen-Salon-Dinte,
Alizarin-Diute,
Copir-Dinte,

flüssigen Leim und
BureamGummi empfiehlt

Heinrich Tilgnesr’8 Buch- und Schreib-
materialen-Handluug in B ern ftadt.

Beste, feuerfeste

Chamottsteine nnd
Platten

in allen Dimensionen von C. Kulmi z
in Saarau und ff gemahlener

CzermtzerDunreturns
sind soeben angekommen und empfehle
ich dieselben zu geneigter Abnahme

Bernstadt, den l7. Juli 1878.

J. A. Trautwein.

 

 

 

Herr Superintendent

 

If-achdemdemVaterländ Frauen-Zweig-Vereine die Genehmigung
zur Veranstaltung einer Lotterie zum Besten seiner Vereins-Kasse er-
theilt worden ist, wendet er sich vertrauensvoll an seine Mitglieder und
Freunde 11111 der Bitte um gütige Zuwendung von solchen Gegenständen-
die sich zu Gewinnen eignen. —- So oft der Verein Veranlassung ge-
nommen hat, sich an die Herzen der Bewohner des Kreises zn wenden-
ist ihm auf das Bereitwilligste eutgegeugekommen worden; er hofft,
auch hier keine Feblbitte zu thun, wo es sich dartun handelt, dem Vereine
die Möglichkeit einer ausgebreiteteren Wirksamkeit zu verschaffen.

Loose er 50 Pf. sind durch alle Vorstandsdameu des Vereins
und durch Herrn Buchhärrdler Griineberger in Oels zu beziehen.
Erstere sind auch gern bereit, Gewinn-Gegenstände anzunehmen und an
die unterzeichnete Vorsitzende zu befördern.

Oels, den 4. Juli 1878.

thcr Vorstand des Vaterland Frauen-Bracig-l1ereiug.
Charlotte von Rosenberg.

Ceanssee-anl-HebWellen-Verdachtung.
Wir machen hierdurch bekannt, daß sämmtliche 7 Hebestellen der Oelss

Creuzburger Actien Vereins-Chaussee

in dem Sonnabend, den 3 August cr.,
Vormittags um 91/2 Uhr, im Grimm schen Hinel zu Namslau

anberaumten Licitations-Termine auf anderweite 3 Jahre vom l Octobkkk
ab meistbietend verpachtet werden sollen.

Die Biettmgs-Cantion beträgt 300 Mark.
Jm Rathhause zu Creuzburg liegen von heute ab die Genuas-Be-

dingungen zur Einsicht aus.
Creuzburg, den 16. Juli 1878.

Das Directorium.
Muller, Bürgermeister

Alte Eisenbahnschienen zu Banzwecken
empfiehlt Franz krause.

 

  

 

 

Unkraut-Auslese-Maschinen

 

empfiehlt
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« « Es 2:2.“ Warzen AÄus rollen Ueherzeugung 52.:. Ren , s-
k; kann edem Kranken dietanscndsam .·- Z °.‑.‑‑‑°°

erwarij Dr. stirn’ßm‘fieiinägbobe ZngHiihueraugery Ballen, harte Haut-
s. empfo en wer en er Ue eres si-« »was-«
szi darüber wissen will, crbiilt auf xz zu »Z·sttlleu«, wildes Fleisch werden durch
:" MkngZerskmlttgengvon Richteth Zgzsg den rühuilichst bekannten Acetidux

e n a 111 en ig einen 1m «.» - , . · · .
vielseugbelehrznden Kuitikenkerichiten ;«g9 Olops durch bloßes Ueberpmseln 111mm:

;_ ver henen «-.lngzn aus em Un ,,« e..o sog-«
z,111111111%1111)1:,.DE‘H111)’1391C11111= ämä'log beseitigt« a Fl l Mark Zu be-

Riemen-vorn (im; 112117., Jensei- . mZgziehen bei Apotheker P. Oehlkrug in
is- no n c) 1111 nn raneo u- —·---S
- g ggesandp z THE Ocls lsSchL

IF er
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 Specialarztllnxliirchholser
in Straßburg (Elsaß) behandelt fpeciell
Schwächezuftände, Polut., Jmpot., nächt-
liches Vettnässen (H 249 Q)

Puma RoßlederAusfchmtt
sowie Prima Roß-Schnhleder

empfiehlt die Lederhandlung von

C. Philipp & Sohn. 
 F. W. Warneck. Oel-Z.

 

Einige tausend Thaler
sind zu 57 durch mich auf Hypothek
zu vergeben. Wilde, Notar.

Ein Schier- und sAckernogt
sucht per Michaeli oder Weihnachten
Stellung. Nähere Auskunft ertheilt die

Menstonåre
finden freundliche und billige Aufnahme  Expedition dieser Zeitung. Ring 44, 2 Treppen.




